
33 Prozent mehr Sozialwohnungen seit 2015
Bestand wird Ende des Jahres bei rund 1140 Wohnungen liegen - Kritik an jahrzehntelangern Nichtstun

L¿ndkreis.,,Es ist erschre-
ckend, dass in den letzten gut 30
Jahren im sozialen Wohnungsbau
im Landkreis nichts passiert ist",
stellte Landrätin Tanja Schweiger
bei einem Pressegespräch am fhi-
tag im L¡ndratsamt fest. Vielmehr
sei die Zahl der Sozialwohnungen
sogar zurückgegangen, weil 69
Wohnungen im Zeitraum von lgg0
bis 2014 aus der Sozialbindung he-
rausgefallen seien, assisti€rte Rein-
hold Niklas, Geschäftsführer der
Gemeinnützigen lryohnu¡gsbauge-
nossenschall lür den Landkreis Re-
gensburg. Umso erfreuliche¡ sei die
steigende Tendenz, die seit 2015 zu
beobachten sei, sagte Schweiger:
U¡¡ über 33 Prozent habe die Z¡hl
bewilligter und in Planu¡g befindli-
cher Sozialwohnungen zugenom-
men.

Der Bestand an Sozialwohnungen
im Landkreis (wird in 18 von 41 Ge-
meinden angeboten) belief sich rm
Jahr 2014 auf 843. 2015 seien vier
und 2016 sieben neue Wohnungen
hinzugekommen, so die Landrätin.
2017 sel gar nichts passiert, im lau-
fenden Jahr aber, so die Prognosen
bis 31. Dezember, sollen im privaten
Bereich 123 ud im kommmalen
Bereich sogar 164 Wohnungen hin-
zukommen, so dass man dam einen
Bestand von 1141 Wohnungen hät-
te. Das ist allerdings erst einmal ein
rei¡es Rechenbeispiel, weil von die-
sen 28? Wohnungen lediglich 79 ak-
tuell bewilligt sind, 61 im kommu-
nalen md 18 im privaten Bereich.
Der große Rest von 208 Wohnungen
belinde sich noch im Planungssta-
dium, erklärte Niklas.

I Rentabte Förderung für
Kommunen
Die geringe Aktivitát privater In-

vestoren im sozialen Wohnungsbau
der letzten drei Jahre sei auch aul
den niedrigen Zinssatz zurückzu-
füLhren, sagte Schweiger: ,,Da über-
Iegt sich mancher Bauherr, ob sich

dung einzugehen, um die Zuschüsse
zu bekommen": 300 Euro pro Qua-
dratmeter beträgt dieser staâtliche
Zuschuss. Im kommunalen Be¡eich
wåre das schon wesentlich iukrati-
ve¡: Seit 2015 besteht ein Förde¡-
program des trÌeistaates, das ei¡e
Finanzierung vorsieht, die für Ge-
meinden verlockend sein mtlsste: 60
P¡ozent gibt es als Dulehen, 30
Prozent als Zuschuss u¡d nu¡ zehn
Prozent beträgt der Eigenântei-l.
Dass den¡och nu wenig gerade im
Geschoßwohnungsbau passiert,
liegt auch darin begründet, dass der
soziale Wohnungsbau ein misera-
bles hat und-dass die Bürger

ih¡er Ge-einer ,,

meinden mit verhin-
dern wollen. lVe¡ Bürgerver-

ln
den die Bri-r-

MÍttelstand profitiere; ,,ln der Stu.fe
zwei beträgt das Jahresbruttoein-
kommen als Fördergrenze für eine
Fhmilie mit zwei Kindern immerhin
64000 Eu¡o", rechnete sie vor Da
bräuchten die Nachbam keine
Angst zu haben. Lrsgesamt gibt es

drei FörderstuJe¡, der Zuschuss
veningert sich je nach Höhe des

Iinkomens.

flamxn rund 3oo neue
Bewerber
Aktuell seien im Landkreis knapp

700 Suchende angemeldet, die eine
Sozialwohnung bräuchten, berich-
tere Niklas. Zwei Drittel davon sei-
en anerkannté Asylbewerber, die
abe¡ derzeit noch in Flüchtlingsun-
terkitrlten geduldet würden, solan-
ge ihnen keine lVohnung vermittelt
we¡den kônne. Sollten die Fìücht-
Iingszahlen wieder steigen, müssten
diese sogenannten Fehlbeleger (ak-
tuell 5?8) aber die Plätze räumen.
Niklas rechnet mit durchschnittlich
300 zusätzlichen Bewerbern pro
Jah¡ i¡ der nächsten Zul<uft.

dennoch über eine,,Stabilisierung
auf höherem Niveâu" im Vergleich
zu 2014. ,,In drei Jah¡en haben wir
eine Steigerung von 33 Prozent
beim sozialen Wohnungsbau er-
reicht." Weitere Wohnungen seien
aber.,dringend nötig", fügte sie
hinzu. ,

Aucli tlie Situation im a.tlgemei-
nen Wohnungsbau war Thema des
Gespräches.,.Wohnungsbau ist eine
der zeht¡alen Herausforderungen
der Region", sagte Schweiger, r-rird:

,,Wohnen ist ein Grund¡echt!" Das
sei zwar gesetzlì.ch so nicht gedeckt,
müsse aber, weil eines der drln-
gendsten Bediirfnisse der Men-
schen, so gesehen werden. Sie stellte
auch, zum wiede¡holten MaIe in der
letzten Jah¡en, fest, dass Woh.
nungsbau Aulgabe des Fleistaater
u¡d der Kommunen sei, nicht abe:
des Landkreises. ,,Der Landkreír
kann kein Bauland schaffen, außer-
dem liegt die Bauhoheit bei den
Komu¡en', erklärte Schweiger.
Weil Regensburg eine Boomregion
mit stándig steigender Bevölke-
rogszahJ. sei, sei es höchste Zeit,

schrieben, rund 90 Frozent wollten
n-ichts von einer entsprechenden
Beratung wissen", so die Land¡ätin.
Leerstehende landwirtschaftliche
Gebäude seien für eine solche Nut-
zung nicht geeignet, weil die Bauern
seh¡ hohe Steuem auf den Verkauf
solche¡ Häuser bezahlen müssten,
fügte Sanja Glaser, die neue Leite-
rin der Bauabteil.ung (seit Ende Fe-
bruar) hinzu. -mox-

Nach über 30 Jahren Stillstand hat die Zahl der Sozialwohnungen im Landkreis seit 2015 um über 30 Prozent angezo-
gen. Folo: Birgit Beslmeisl

dass die Politik gegensteuere und
vor allem dafiir sorge, dass Wohn-
raum erschwùglich we¡de.

I leerstandsnu tzung mit
Mehrwert
Immer wieder, etwa bei Dienstbe-

sprechungen der Bürgermeister
oder auch bei einem Symposium im
vergangenen Jahr habe sie darauJ
gedrängt, dass die Kommunen mehr
Bauplâtze ausweisen, sagte die
Landrätin. Junge Leute auf dem
Land würden heute aus Kosten-
gründen eher nicht mehr in die
Stadt ziehen, wollten abe¡ auch
nicht ewig in ihren Kinderzimmern
wohnen bleiben. Deshal.b mùssten
sie die Mögiichkeit haben, Ín ihren
Gemeinden zu bauen. Als einen
trVeg, dieses Ziel zu verwirklichen,
nannte Niklas die Umwidmung von
Lee¡stânden in den Dorfzentren.
Bis zu 30 Prozent, maximal aber
30000 Eu¡o würden ftú bereits be-
stehende Gebáude, die neu genutzt
wi.irden, a1s Zuschuss bezahlt, sagte

Diese Regelung gebe es eßt seit
vier Wochen, die entsprechenden
Anträge seien beim Landratsamt zu
steüen. Schweiger wies auch darauf
hin, dass viel Leerstand deshalb ste-
hen bleibe, weil es den Besitzem lie-
ber sei, nicht zu vermieten, anstatt
sich mit Mietern herumschJagen zu
müssen. ,,Wir haben in den letzten
Jahren alle Besitzer leerstehender

das fü¡ ihn lohnt, die soziale Bin- deutlich, dass davon vor allem der Land¡ätin Schweiger foeut sich Hâuse¡ und rüohnungen ange-

ger hört, was da wieder
G'schwerl",,,Ausländer" und

,,eln
"Kri-

minelle" einziehen we¡de, findet
eine Erklärung fiiLr diese Haltung.
Schweiger macht hingegen anhand
der Ei¡kommensgrenze fÍiLr die För-
derung bei sozialem Vúohnmgsbau


